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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1983 Ausgegeben am 28. April 1983 102. Stück

2 5 4 . Europäisches Übereinkommen über die Berechnung von Fristen samt Erklärung der Republik Öster-
reich
(NR: GP XIV RV 156 AB 467 S. 52. BR: AB 1634 S. 361.)

254.

Der Nationalrat hat beschlossen:

Der Abschluß des nachstehenden Staatsvertrages wird genehmigt:

Europäisches Übereinkommen über die Berechnung von Fristen samt Erklärung der Republik
Österreich

(Übersetzung)

EUROPÄISCHES
ÜBEREINKOMMEN ÜBER
DIE BERECHNUNG VON

FRISTEN

Die Mitgliedstaaten des Euro-
parats, die dieses Übereinkom-
men unterzeichnet haben,

in der Erwägung, daß es das
Ziel des Europarats ist, eine
engere Verbindung zwischen sei-
nen Mitgliedern herzustellen, ins-
besondere durch die Annahme
gemeinsamer Rechtsvorschriften,

in der Überzeugung, daß die
Vereinheitlichung der Vorschrif-
ten über die Berechnung von Fri-
sten sowohl für innerstaatliche als
auch für internationale Zwecke
zur Erreichung dieses Zieles bei-
tragen wird,

haben folgendes vereinbart:

ARTIKEL 1

(1) Dieses Übereinkommen ist
auf die Berechnung von Fristen
auf dem Gebiet des Zivil-, Han-
dels- und Verwaltungsrechts ein-
schließlich des diese Gebiete
betreffenden Verfahrensrechts
anzuwenden, soweit diese Fristen
festgesetzt worden sind
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a) durch Gesetz, von einem
Gericht oder einer Verwal-
tungsbehörde,

b) von einem Schiedsorgan,
wenn dieses die Art der Fri-
stenberechnung nicht
bestimmt hat,

c) von den Parteien, wenn die
Berechnungsart von ihnen
nicht ausdrücklich oder
stillschweigend vereinbart
worden ist und sich auch
nicht aus anwendbaren
Bräuchen oder aus Gepflo-
genheiten, die sich zwischen
den Parteien gebildet
haben, ergibt.

Das Übereinkommen ist
jedoch nicht auf Fristen anzu-
wenden, die zurückberechnet
werden.

(2) Jede Vertragspartei kann,
abweichend von Absatz 1, bei der
Hinterlegung ihrer Ratifika-
tions-, Annahme- oder Beitritts-
urkunde oder jederzeit danach
durch eine an den Generalsekre-
tär des Europarats gerichtete
Notifikation erklären, daß sie die
Anwendung aller oder einzelner
Bestimmungen des Übereinkom-
mens auf alle oder einzelne Fri-
sten auf dem Gebiet des Verwal-
tungsrechts ausschließt. Jede Ver-
tragspartei kann die von ihr abge-
gebene Erklärung jederzeit durch
eine an den Generalsekretär des
Europarats gerichtete Notifika-
tion ganz oder teilweise zurück-
nehmen; diese Notifikation wird
am Tag ihres Eingangs wirksam.

ARTIKEL 2

Im Sinn dieses Übereinkom-
mens bedeutet der Ausdruck
„dies a quo" den Tag, an dem die
Frist zu laufen beginnt, und der
Ausdruck „dies ad quem" den
Tag, an dem die Frist abläuft.

ARTIKEL 3

(1) Fristen, die in Tagen,
Wochen, Monaten oder Jahren
ausgedrückt sind, laufen von Mit-
ternacht des dies a quo bis Mit-
ternacht des dies ad quem.



102. Stück — Ausgegeben am 28. April 1983 — Nr. 254 1351

(2) Absatz 1 schließt jedoch
nicht aus, daß eine Handlung, die
vor Ablauf einer Frist vorzuneh-
men ist, am dies ad quem nur
während der gewöhnlichen Amts-
oder Geschäftsstunden vorge-
nommen werden kann.

ARTIKEL 4

(1) Ist eine Frist in Wochen aus-
gedrückt, so ist der dies ad quem
der Tag der letzten Woche, der
dem dies a quo im Namen ent-
spricht.

(2) Ist eine Frist in Monaten
oder Jahren ausgedrückt, so ist
der dies ad quem der Tag des
letzten Monats oder des letzten
Jahres, der nach seiner Zahl dem
dies a quo entspricht, oder, wenn
ein entsprechender Tag fehlt, der
letzte Tag des letzten Monats.

(3) Ist eine Frist in Monaten
und Tagen oder Bruchteilen von
Monaten ausgedrückt, so sind
zuerst die ganzen Monate und
danach die Tage oder Bruchteile
der Monate zu zählen; für die
Berechnung von Bruchteilen von
Monaten ist davon auszugehen,
daß ein Monat aus 30 Tagen
besteht.

ARTIKEL 5

Samstage, Sonntage und
gesetzliche Feiertage werden bei
der Berechnung einer Frist mitge-
zählt. Fällt jedoch der dies ad
quem einer Frist, vor deren
Ablauf eine Handlung vorzuneh-
men ist, auf einen Samstag, Sonn-
tag, gesetzlichen Feiertag oder
einen Tag, der wie ein gesetzli-
cher Feiertag behandelt wird, so
wird die Frist dahin verlängert,
daß sie den nächstfolgenden
Werktag einschließt.

ARTIKEL 6

Vorbehalte zu diesem Überein-
kommen sind nicht zulässig.
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ARTIKEL 7

Dieses Übereinkommen
berührt nicht bereits geschlossene
oder noch zu schließende zwei-
oder mehrseitige Verträge, Über-
einkommen oder Vereinbarungen
oder die zu ihrer Anwendung
erlassenen Vorschriften, die auf
bestimmten Rechtsgebieten die in
diesem Übereinkommen behan-
delten Fragen regeln.

SCHLUSSBESTIMMUNGEN

ARTIKEL 8

(1) Dieses Übereinkommen
liegt für die Mitgliedstaaten des
Europarats zur Unterzeichnung
auf. Es bedarf der Ratifikation
oder der Annahme. Die Ratifika-
tions- oder Annahmeurkunden
werden beim Generalsekretär des
Europarats hinterlegt.

(2) Dieses Übereinkommen tritt
drei Monate nach Hinterlegung
der dritten Ratifikations- oder
Annahmeurkunde in Kraft.

(3) Für jeden Unterzeichner-
staat, der das Übereinkommen
später ratifiziert oder annimmt,
tritt es drei Monate nach Hinter-
legung seiner Ratifikations- oder
Annahmeurkunde in Kraft.

ARTIKEL 9

Jede Vertragspartei kann die
Maßnahmen ergreifen, die sie
bezüglich der Anwendung dieses
Übereinkommens auf Fristen für
geeignet hält, die zu dem Zeit-
punkt laufen, in dem das Über-
einkommen für diese Vertrags-
partei in Kraft tritt.

ARTIKEL 10

(1) Nach Inkrafttreten dieses
Übereinkommens kann das Mini-
sterkomitee des Europarats jeden
Nichtmitgliedstaat einladen, dem
Übereinkommen beizutreten.
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(2) Der Beitritt geschieht durch
Hinterlegung einer Beitrittsur-
kunde beim Generalsekretär des
Europarats und wird drei Monate
nach ihrer Hinterlegung wirk-
sam.

ARTIKEL 11

Jede Vertragspartei hat bei der
Hinterlegung ihrer Ratifika-
tions-, Annahme- oder Beitritts-
urkunde durch eine an den Gene-
ralsekretär des Europarats gerich-
tete Notifikation anzugeben, wel-
che Tage in ihrem Hoheitsgebiet
oder in einem Teil desselben
gesetzliche Feiertage sind oder im
Sinn des Artikels 5 wie solche
behandelt werden. Jede Ände-
rung bezüglich der in dieser Noti-
fikation enthaltenen Angaben ist
dem Generalsekretär des Europa-
rats gleichfalls zu notifizieren.

ARTIKEL 12

(1) Jede Vertragspartei kann bei
der Unterzeichnung oder bei der
Hinterlegung ihrer Ratifika-
tions-, Annahme- oder Beitritts-
urkunde das oder die Hoheitsge-
biete bezeichnen, auf die dieses
Übereinkommen anzuwenden ist.

(2) Jede Vertragspartei kann bei
der Hinterlegung ihrer Ratifika-
tions-, Annahme- oder Beitritts-
urkunde oder jederzeit danach
durch eine an den Generalsekre-
tär des Europarats gerichtete
Erklärung dieses Übereinkom-
men auf jedes weitere in der
Erklärung bezeichnete Hoheits-
gebiet ausdehnen, dessen interna-
tionale Beziehungen sie wahr-
nimmt oder für das sie Vereinba-
rungen treffen kann.

(3) Jede nach Absatz 2 abgege-
bene Erklärung kann für jedes
darin bezeichnete Hoheitsgebiet
nach dem in Artikel 13 festgeleg-
ten Verfahren zurückgenommen
werden.
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ARTIKEL 13
(1) Dieses Übereinkommen
bleibt auf unbegrenzte Zeit in
Kraft.
(2) Jede Vertragspartei kann
dieses Übereinkommen durch
eine an den Generalsekretär des
Europarats gerichtete Notifika-
tion für sich kündigen.

(3) Die Kündigung wird sechs
Monate nach Eingang der Notifi-
kation beim Generalsekretär
wirksam.

ARTIKEL 14
Der Generalsekretär des Euro-

parats notifiziert den Mitglied-
staaten des Rates und jedem
Staat, der diesem Übereinkom-
men beigetreten ist,

a) jede Unterzeichnung,
b) jede Hinterlegung einer

Ratifikations-, Annahme-
oder Beitrittsurkunde,

c) jeden Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Übereinkom-
mens nach seinem Artikel 8,

d) jede nach Artikel 1 Absatz 2
eingegangene Notifikation,

e) jede nach Artikel 11 einge-
gangene Notifikation,

f) jede nach Artikel 12
Absätze 2 und 3 eingegan-
gene Erklärung,

g) jede nach Artikel 13 einge-
gangene Notifikation und
den Zeitpunkt, zu dem die
Kündigung wirksam wird.

Zu Urkund dessen haben die
hierzu gehörig Bevollmächtigten
dieses Übereinkommen unter-
zeichnet.

Geschehen zu Basel am
16. Mai 1972 in englischer und
französischer Sprache, wobei
jeder Wortlaut gleichermaßen
authentisch ist, in einer Urschrift,
die im Archiv des Europarats hin-
terlegt wird. Der Generalsekretär
des Europarats übermittelt jedem
Unterzeichnerstaat und jedem
beitretenden Staat eine beglau-
bigte Abschrift.
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(Übersetzung)

E R K L Ä R U N G

der Republik Österreich gemäß Artikel 1 Absatz 2 des Europäischen Übereinkommens über die
Berechnung von Fristen

„Die Anwendung des Artikels 3 Absatz 1 und des Artikels 5 auf Fristen in Angelegenheiten

— der Wahlen zu den allgemeinen Vertretungskörpern und den gesetzlichen beruflichen Interes-
senvertretungen, und

— der Volksabstimmungen und Volksbegehren

wird ausgeschlossen."

Die vom Bundespräsidenten unterzeichnete und vom Bundeskanzler gegengezeichnete Ratifikations-
urkunde wurde am 11. August 1982 beim Generalsekretär des Europarats hinterlegt; das Übereinkommen
tritt gemäß seinem Art. 8 Abs. 2 am 28. April 1983 in Kraft.

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des Europarats haben auch Liechtenstein und die Schweiz
das Übereinkommen ratifiziert.
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Kreisky
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